
Zur Verwirklichung der Strafen ohne Freiheitsentzug
Nach § 339 StPO sind die Gerichte bei Verurteilung auf 
Bewährung, bei Auferlegung besonderer Pflichten ge­
genüber Jugendlichen, bei Geldstrafe, bei öffentlichem 
Tadel und bei öffentlicher Bekanntmachung des Urteils 
für die Verwirklichung der Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit zuständig. Die den Gerich­
ten mit der neuen StPO vom Grundsatz her übertra­
gene Aufgabe ist in der 1. DB zur StPO vom 5. Juni 
1Э68 (GBl. II S. 392) und in der Gemeinsamen Anwei­
sung des Ministers der Justiz und des Präsidenten des 
Obersten Gerichts vom 25. Juni 1968 zur Arbeitsweise 
der Gerichte bei der Durchsetzung gerichtlicher Ent­
scheidungen in Strafsachen5 konkret bestimmt worden. 
Ihre Lösung erfordert — insgesamt gesehen — eine 
effektivere Arbeitsorganisation aller Kreisgerichte.
Um die gesellschaftliehe Wirksamkeit der Rechtspre­
chung zu erhöhen, müssen die Gerichte zur Verwirk­
lichung der Strafen ohne Freiheitsentzug rationelle Me­
thoden des Zusammenwirkens mit den gesellschaft­
lichen Kräften entwickeln. Sie müssen
— die Bereitschaft der gesellschaftlichen Kräfte zur 

Mitwirkung bei der Lösung dieser Aufgaben för­
dern,

— mit ihnen über die notwendigen Maßnahmen bera­
ten, ihnen Hinweise geben und sie ggf. bei der Lö­
sung dieser Aufgaben unterstützen sowie

— die Verwirklichung der Strafen ohne Freiheitsentzug 
in bestimmten Fällen selbst kontrollieren und ggf. 
weitere gerichtliche Maßnahmen veranlassen.

Das Oberste Gericht wird zu prüfen haben, wie die 
Tätigkeit der Gerichte nach Abschluß der Hauptver­
handlung zur Unterstützung des Erziehungsprozesses 
beim Ausspruch von Strafen ohne Freiheitsentzug wirk­
sam angeleitet werden kann.

Zur Anleitung der gesellschaftlichen Gerichte
Die neue, durch Art. 92 der Verfassung staatsrechtlich 
festgelegte Stellung der Konflikt- und Schiedskommis­
sionen als gesellschaftliche Gerichte im Gesamtsystem 
der Rechtsprechung macht deutlich, daß die Konflikt- 
und Schiedskommissionen neben den staatlichen Gerich­
ten eine wichtige Aufgabe bei der Verwirklichung des 
sozialistischen Rechts zu erfüllen haben.
Nach Art. 92 der Verfassung und § 2 des Gesetzes über 
die gesellschaftlichen Gerichte der DDR (GGG) vom
11. Juni 1968 (GBl. I S. 229) üben die Konflikt- und 
Schiedskommissionen im Rahmen der ihnen durch Ge­
setz übertragenen Aufgaben Rechtsprechung aus. Die 
gewählten Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte 
sind ebenso wie die gewählten Berufsrichter und Schöf­
fen der staatlichen Gerichte in ihrer Rechtsprechung 
unabhängig und nur an die Verfassung, die Gesetze 
und anderen Rechtsvorschriften der DDR gebunden; sie 
sind ihren Wählern rechenschaftspflichtig. Diese neue 
Rechtsstellung der Konflikt- und Schiedskommissionen 
und ihrer Mitglieder erfordert eine weitere Vervoll­
kommnung der wissenschaftlichen Leitung der Rechts­
pflege durch die dazu berufenen staatlichen Leitungs­
organe. Das Oberste Gericht hat gemäß § 15 GGG 
entsprechend seiner Verantwortung für die Leitung der 
Rechtsprechung die einheitliche Rechtsanwendung in 
der Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte und bei 
der gerichtlichen Überprüfung und Durchsetzung ihrer 
Beschlüsse zu gewährleisten. Das bedeutet, daß auch die 
Bezirks- und Kreisgerichte als staatliche Leitungsorgane
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auf ihren Ebenen eine ständige, systematische Verbes­
serung der Qualität der Anleitung und Unterstützung 
der Konflikt- und Schiedskommissionen zu gewährlei­
sten haben.
Besondere Aufmerksamkeit hat das Oberste Gericht der 
Zusammenarbeit der staatlichen Gerichte mit den Kon­
fliktkommissionen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts 
gewidmet. So wurden auf der 18. Plenartagung sowohl 
die Verantwortung der staatlichen Gerichte für die 
Rechtsprechung der Konfliktkommissionen als auch 
das Zusammenwirken der staatlichen Gerichte mit den 
Vorständen des FDGB bei der Anleitung und Qualifi­
zierung der Konfliktkommissionen erörtert.® Bereits 
jetzt läßt sich sagen, daß diese Plenartagung sowohl 
bei den Gerichten als, auch bei den Vorständen des 
FDGB eine beachtliche Aktivität hervorgerufen hat. In 
zahlreichen Bezirken und Kreisen sind die bisherigen 
Erfahrungen über die Zusammenarbeit der staatlichen 
Gerichte mit den Vorständen des FDGB gemeinsam 
überprüft und zum Teil in nützlichen Vereinbarungen 
über das weitere Zusammenwirken niedergelegt wor­
den. Zu gegebener Zeit sollten geeignete Beispiele ver­
öffentlicht tyerden, um die Tätigkeit der Konfliktkom­
missionen zu fördern. Hierzu könnte auch eine Ein­
schätzung der Ergebnisse der 18. Plenartagung durch 
das Oberste Gericht und den Bundesvorstand des FDGB 
beitragen.
Ein neues Problem stellt die Koordinierung der Arbeit 
der Konflikt- und Schiedskommissionen dar. Damit 
haben sich bereits Konferenzen von Vorsitzenden der 
Konflikt- und Schiedskommissionen in verschiedenen 
Bezirken befaßt, so z. B. eine Konferenz am 6. Novem­
ber 1968 in Berlin.7 Der FDGB-Bezirksvorstand von 
Groß-Berlin, das Stadtgericht und der Generalstaats­
anwalt von Groß-Berlin haben Grundsätze für das 
künftige Zusammenwirken zur einheitlichen Leitung der 
gesellschaftlichen Gerichte erarbeitet. Danach wird der 
Vorsitzende der Rechtskommission des FDGB-Bezirks- 
vorstandes an den Sitzungen des Beirates für Schieds­
kommissionen beim Präsidium des Stadtgerichts teil­
nehmen, während der Vorsitzende des Beirates an den 
Sitzungen der Rechtskommission teilnimmt, wenn Pro­
bleme aus der Arbeit der Konfliktkommissionen behan­
delt werden. Ferner wurde festgelegt, daß wichtige ge­
richtliche Entscheidungen über Einsprüche gegen Be­
schlüsse der Konflikt- und Schiedskommissionen ge­
meinsam ausgewertet und den gesellschaftlichen Ge­
richten zugänglich gemacht werden sollen. Zu bestimm­
ten Schwerpunkten der Arbeit der Konflikt- und 
Schiedskommissionen sollen gemeinsame Sitzungen der 
Rechtskommission und des Beirates einberufen werden. 
Die Arbeitspläne der Rechtskommission und des Bei­
rates werden in ihren Schwerpunkten abgestimmt. Auf 
bestimmten Gebieten der Arbeit der gesellschaftlichen 
Gerichte sollen danach gemeinsame Untersuchungen 
durchgeführt und Schlußfolgerungen für die Tätigkeit 
der Konflikt- und Schiedskommissionen sowie für die 
Gestaltung des Leitungssystems gezogen werden. 
Rechtskommission und Beirat werden gemeinsam ein 
sinnvolles Schulungssystem für Konflikt- und Schieds­
kommissionen entwickeln und Schulungsmaterialien 
austauschen. Richter und Staatsanwälte werden die Ge­
werkschaftsleitungen bei der Schulung der Konflikt­
kommissionen auf den Gebieten des Straf- und Zivil­
rechts unterstützen. Schließlich soll die Berichterstat­
tung über die Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte, 
insbesondere über Maßnahmen zur komplexen Be­
kämpfung der Kriminalität und anderer Rechtsverlet­
zungen, gemeinsam vorbereitet werden.
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